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Wolfgang Richter* 
 
Neubelebung der konventionellen Rüstungskontrolle 
in Europa 
 
Ein Beitrag zur militärischen Stabilität in Zeiten der Krise 
 
 
Einführung 
 
Ende September 2016 endete die fünfte Überprüfungskonferenz des Vertrags 
über konventionelle Streitkräfte in Europa (KSE-Vertrag) in Wien ohne greif-
bares Ergebnis. Russland, das die Implementierung des Vertrags Ende 2007 
suspendiert hat, nahm nicht teil. Auch die baltischen Republiken und andere 
NATO-Staaten gehören dem KSE-Vertrag nicht an. Erneut wurde deutlich, 
dass der Vertrag keinen wirksamen Beitrag mehr dazu leistet, für militärische 
Zurückhaltung und Berechenbarkeit in einem Europa zu sorgen, das von neu-
en Konflikten, einem konfrontativen Sicherheitsverständnis und der Gefahr 
militärischer Eskalation gekennzeichnet ist. Deshalb hatte der deutsche Au-
ßenminister Frank-Walter Steinmeier Ende August 2016 vorgeschlagen, ei-
nen strukturierten Dialog darüber zu führen, wie konventionelle Rüstungs-
kontrolle wiederbelebt werden kann. Der Vorschlag wird von 14 europäi-
schen Staaten unterstützt. Bisher besteht aber noch keine Klarheit über die 
politischen Voraussetzungen, die militärische Substanz und den rechtlichen 
Rahmen etwaiger Neuregelungen. Es ist an der Zeit, darüber nachzudenken, 
sollen Glaubwürdigkeit und Nachhaltigkeit der Initiative gewahrt werden. 
Außenminister Steinmeiers Vorschlag zur Wiederbelebung konventioneller 
Rüstungskontrolle definierte fünf Bereiche, in denen neue Vereinbarungen 
notwendig sind:1 
 
1. regionale Obergrenzen, Mindestabstände und Transparenzmaßnahmen, 

insbesondere in militärisch sensiblen Regionen, z.B. im Baltikum; 
2. neue militärische Fähigkeiten und Strategien (z.B. Mobilität, Transport-

fähigkeit); 
3. neue Waffensysteme (z.B. Drohnen); 
4. effektive, rasch einsetzbare, flexible und krisenfeste Verifikation (z.B. 

durch die OSZE);  
5.  Anwendbarkeit in umstrittenen Territorien.  
                                                           
*  Der vorliegende Beitrag wurde zuerst veröffentlicht in: Stiftung Wissenschaft und Politik, 

Deutsches Institut für Internationale Politik und Sicherheit, SWP-Aktuell 2016/A76, 
November 2016, unter: https://www.swp-berlin.org/publikation/neubelebung-der-
konventionellen-ruestungskontrolle-in-europa. 

1  Vgl. Frank-Walter Steinmeier, Mit Rüstungskontrolle Vertrauen schaffen, S. 2; Artikel er-
schienen in der Frankfurter Allgemeinen Zeitung am 26. August 2016, erhältlich auch un-
ter: http://www.osce.org/de/cio/261151. 
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Welcher militärische Regelungsbedarf im Einzelnen besteht, bleibt zunächst 
ebenso offen wie die Frage nach den politischen und rechtlichen Rahmenbe-
dingungen etwaiger neuer Vereinbarungen. Der Vorschlag verweist jedoch 
auf die OSZE als geeignetes Forum, um einen strukturierten Dialog darüber 
zu führen.  
Die Themenvorschläge deuten auf die politische und militärische Komplexi-
tät eines Neubeginns hin. Sie haben im OSZE-Raum große Zustimmung, aber 
auch Kritik ausgelöst, zumal viele offene Fragen Irritationen hervorriefen und 
dringlich einer konzeptionellen Klärung bedürfen. 
 
 
Reaktionen im OSZE-Raum  
 
Trotz der konzeptionellen Unschärfe wird die deutsche Initiative mittlerweile 
von immer mehr „gleichgesinnten Staaten“ unterstützt, die zumindest Inte-
resse an einem Dialog über die künftige Rolle und Gestalt europäischer Rüs-
tungskontrolle bekundet haben. Sie haben sich mit einer informellen Gruppe 
ein vorläufiges Dialogformat gegeben. Ihr gehören europäische NATO-Län-
der wie Frankreich, Italien, die Niederlande, Norwegen, Tschechien, die Slo-
wakei und Spanien sowie neutrale EU-Mitglied- und OSZE-Teilnehmer-
staaten wie Österreich, die Schweiz, Schweden und Finnland an. Am 25. No-
vember 2016 sprachen sie sich in einer gemeinsamen Erklärung von 14 Au-
ßenministern für einen Neubeginn der konventionellen Rüstungskontrolle 
aus. Dazu solle ein strukturierter Sondierungsdialog aufgenommen werden, 
in dem die OSZE ein zentrales Dialogforum darstelle.  
Die USA und die baltischen Staaten hatten vor dieser Erklärung zurückhal-
tend auf den deutschen Vorschlag reagiert. Aus Expertenkreisen der NATO 
war Besorgnis zu hören, dass etwa regionale Stationierungsbeschränkungen 
die Beschlüsse des Warschauer Gipfels vom Juli 2016 konterkarieren könn-
ten, die militärische Vornepräsenz zu stärken. Zudem sei eine Wiederaufnah-
me von NATO-Russland-Gesprächen zur konventionellen Rüstungskontrolle 
als Rückkehr zur Sicherheitskooperation, zum „business as usual“, zu wer-
ten. Die Bündnisposition laute jedoch, dass die Beziehungen zu Russland erst 
dann normalisiert werden können, wenn die Ukraine-Krise völkerrechtskon-
form beigelegt worden ist.  
Die USA unterstreichen die Bedeutung vereinbarter Prinzipien, die Russland 
fortgesetzt verletze. Daher gebe es vorläufig keine Basis dafür, über neue 
Vereinbarungen zur Rüstungskontrolle zu verhandeln. Stattdessen tritt das 
Außenministerium der USA zurzeit dafür ein, bestehende Regime zu erhal-
ten, das Wiener Dokument über vertrauens- und sicherheitsbildende Maßnah-
men (VSBM) zu modernisieren und den Vertrag über den Offenen Himmel 
zu stärken.  
Zudem schlagen die USA einen strukturierten Dialog in der OSZE vor, der 
Sicherheitsbedenken und Bedrohungsperzeptionen in allen drei OSZE-Di-
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mensionen thematisieren soll. Er solle sich auch mit der Entwicklung von 
Militärdoktrinen, Streitkräftedispositiven und bedrohlichen militärischen Ak-
tivitäten befassen. Ziel müsse es sein, die Instrumente der Konfliktpräven-
tion, des Krisenmanagements und der militärischen Transparenz zu verbes-
sern.  
Russland bewertet zwar die Ursachen für die europäische Krise anders als der 
Westen und weist ihm die Hauptverantwortung für die Erosion des KSE-Ver-
trags zu. Gleichwohl hat Moskau sich bereit erklärt, einen Dialog über Fragen 
der internationalen Sicherheit und Stabilität zu führen, sofern er auf der 
Gleichheit und gegenseitigen Berücksichtigung der jeweiligen Sicherheitsin-
teressen beruhe. Dazu wolle Moskau jedoch nicht selbst die Initiative ergrei-
fen, sondern zunächst die Reaktion derjenigen NATO-Mitglieder abwarten, 
die die konventionelle Rüstungskontrolle in die Sackgasse geführt hätten. 
 
 
Der KSE-Vertrag ist unwirksam  
 
Es sollte nicht überraschen, dass die Diskussion zur Neubelebung der kon-
ventionellen Rüstungskontrolle in der schwersten Sicherheitskrise Europas 
seit dem Kalten Krieg neu entfacht wird. Denn in der Krise werden die Ge-
fahren deutlich erkennbar, die sich nicht nur aus den unzureichenden Trans-
parenzregeln des Wiener Dokuments ergeben, sondern vor allem auch aus 
dem Fehlen wirksamer Regelungen zur Einschränkung militärischer Offen-
sivfähigkeiten.  
Weder politisch noch militärisch entspricht der KSE-Vertrag der heutigen Si-
cherheitslage in Europa. Weil sein Begrenzungsregime das Ziel von 1990 wi-
derspiegelt, ein Kräftegleichgewicht zwischen den beiden damaligen Militär-
blöcken zu wahren, entfaltet er in Osteuropas Spannungsgebieten keine stabi-
lisierende Wirkung. Noch immer konzentriert er sich auf Truppenentflech-
tung in Mitteleuropa mit Deutschland im Zentrum.  
Der KSE-Vertrag sieht das östliche Mitteleuropa und Osteuropa als eine ver-
bundene Staatengruppe, die die gleichen Obergrenzen einhalten soll wie die 
Gruppe der 16 NATO-Staaten von 1990. In einer nach Osten erweiterten 
NATO bedeutet dies, dass Bündnispartner in Mitteleuropa ein militärisches 
Gleichgewicht gegeneinander halten, während das angrenzende russische Ka-
liningrad einer anderen KSE-Subregion zugeordnet wird.  
Ebenso hat im Schwarzmeerraum die KSE-Definition der „Flankenregion“ 
ihre militärische Bedeutung verloren, seit Rumänien und Bulgarien dem 
Bündnis beigetreten sind und die USA dort 2007 Truppen stationiert haben. 
Der KSE-Gruppenlogik nach müssten jedoch die beiden NATO-Staaten das 
militärische Gleichgewicht gegenüber den „westlichen“ Flankenstaaten ge-
meinsam mit Russland koordinieren.  
Im baltischen Raum haben die Spannungen zwischen NATO-Staaten und 
Russland seit 2014 besonders zugenommen. Dort werden derzeit keine Rüs-
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tungskontrollregelungen implementiert, weil die baltischen Staaten dem 
KSE-Vertrag nicht angehören, seine Anpassung gescheitert ist und Russland 
ihn deswegen Ende 2007 suspendiert hat.  
 
 
Die KSE-Anpassung ist gescheitert  
 
Anlässlich der geplanten NATO-Erweiterung in Mitteleuropa, die dann 1999 
vollzogen wurde, entschieden die KSE-Vertragsstaaten mit Unterstützung 
aller OSZE-Teilnehmerstaaten, den Vertrag konzeptionell anzupassen. Um 
russische Bedenken wegen der Veränderung des europäischen Sicherheits-
Acquis von 1990 auszuräumen, hatten zunächst die NATO-Staaten angebo-
ten, ein Anpassungsabkommen zum KSE-Vertrag zu schließen, die Bezie-
hungen zwischen der NATO und Russland zu vertiefen und die OSZE als ge-
meinsames Dach zu stärken.  
Diese Parameter einer angepassten europäischen Sicherheitsordnung wurden 
1997 in der NATO-Russland-Grundakte und 1999 beim OSZE-Gipfel von 
Istanbul festgelegt. Mit Blick auf die erwarteten territorialen Obergrenzen des 
künftigen KSE-Anpassungsabkommens versicherten die NATO-Partner 1997 
außerdem, keine zusätzlichen substanziellen Kampftruppen dauerhaft zu sta-
tionieren. Russland hat 1999 gleiche Erklärungen für seine westlichen Gebie-
te Kaliningrad und Pskow abgegeben, die an Polen und die baltischen Staaten 
grenzen. Mit Norwegen hat es bilateral ähnliche Regeln für Nordeuropa ver-
einbart.  
Das von den 30 KSE-Vertragsstaaten 1999 unterzeichnete Übereinkommen 
über die Anpassung des KSE-Vertrags (AKSE) legte fest, die obsoleten KSE-
Blockbegrenzungen durch nationale und territoriale Obergrenzen für jeden 
Vertragsstaat zu ersetzen. Dies sollte auch die subregionale Stabilität in der 
fragmentierten Staatenlandschaft Osteuropas stärken. Sie war (und ist) zwar 
von kleineren Streitkräften als zur Zeit des Kalten Krieges, aber auch von 
strittigen Territorialansprüchen junger Staaten gekennzeichnet, die aus der 
Erbmasse der Sowjetunion und Jugoslawiens hervorgegangen waren.  
Zugleich wurde der angepasste KSE-Vertrag (AKSE-Vertrag) für den Beitritt 
weiterer OSZE-Staaten im Anwendungsgebiet zwischen Atlantik und Ural 
geöffnet. Dies sollte helfen, einen gemeinsamen Raum gleicher Sicherheit 
ohne Trennlinien und geopolitische Nullsummenspiele zu schaffen, wie es 
die Europäische Sicherheitscharta postulierte. Sie war ebenfalls beim Istan-
buler OSZE-Gipfel 1999 angenommen worden.  
Doch der AKSE-Vertrag trat nicht in Kraft. Lediglich vier osteuropäische 
Staaten haben ihn ratifiziert, darunter Russland (2004). Die NATO-Staaten 
einigten sich unter Führung der USA darauf, erst dann zu ratifizieren, wenn 
Russland seine politischen Zusagen aus der Istanbuler KSE-Schlussakte voll-
ständig erfüllt habe. Sie betrafen den Abzug stationierter Waffen und Trup-
pen aus Georgien und Moldau. 
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Selbst in der Allianz war jedoch umstritten, ob die russischen Verpflichtun-
gen auch den Abzug derjenigen Truppen erforderten, die mit Billigung der 
Vereinten Nationen (VN) oder der OSZE friedenserhaltende Missionen in 
den Konfliktgebieten Abchasien und Transnistrien unterstützen sollten. Dort 
blieben auch Restbestände und Wacheinheiten eines russischen Munitionsla-
gers Gegenstand westlicher Kritik. Die Haltung der NATO änderte sich auch 
nicht, nachdem Russland seine regulären Truppen aus Georgien und die 
KSE-relevanten Waffen aus Transnistrien abgezogen hatte (2000-2007).  
Russland reagierte im Dezember 2007, indem es den KSE-Vertrag suspen-
dierte. Weitere Gespräche, wie der AKSE-Vertrag in Kraft gesetzt werden 
könne, waren von neuen geopolitischen Konflikten zwischen Russland und 
den USA überschattet. Im Zentrum standen die Kontroversen um die Kündi-
gung des Vertrags über strategische Abwehrraketen (Anti-Ballistic Missiles, 
ABM-Vertrag) durch die USA und den Aufbau einer strategischen Raketen-
abwehr (seit 2001), den Irakkrieg 2003, die Unabhängigkeit des Kosovo und 
den Bukarester NATO-Beschluss von 2008, der Ukraine und Georgien die 
Perspektive eines Bündnisbeitritts zu eröffnen. Parallel dazu verstärkte Russ-
land seine Unterstützung für die De-facto-Regime in Georgiens abtrünnigen 
Gebieten. Die AKSE-Gespräche wurden wegen des Georgienkrieges 2008 
abgebrochen.  
 
 
Politische Hemmnisse eines Neubeginns  
 
Dass selbst Präsident Obamas „Reset“-Politik gegenüber Russland nach 
2009 keine Wende für die konventionelle Rüstungskontrolle brachte, zeigt, 
wie hoch die politischen Hürden für ihre Revitalisierung sind. So endeten 
auch die informellen Gespräche der 36 KSE- und NATO-Staaten über einen 
Neuanfang (2010/2011) ergebnislos. Als unüberwindbare Hindernisse erwie-
sen sich völkerrechtliche Prinzipienfragen und die Verknüpfung mit den Ter-
ritorialkonflikten in Georgien. Russland akzeptierte zwar die Norm des „host 
nation consent“ zur Stationierung fremder Truppen, doch die USA bestanden 
auf Georgiens ausdrücklicher Zustimmung zur Präsenz russischer Truppen in 
Abchasien und Südossetien, deren Unabhängigkeit Russland anerkannt hatte.  
Ernsthafte Versuche, die konventionelle Rüstungskontrolle neu zu beleben, 
hat es seit 2011 nicht mehr gegeben. Die langjährige Erosion fand jedoch 
wenig politische Beachtung, bis die Lücken der militärischen Stabilität und 
Transparenz in der Ukraine-Krise und den neuen Spannungen zwischen der 
NATO und Russland deutlich zutage traten. Die Forderung nach einem Neu-
beginn für die europäische Rüstungskontrolle erscheint daher folgerichtig.  
Dem stehen jedoch prinzipielle politische Positionen in der Allianz, aber 
auch in Russland entgegen. Solange sich die Sicherheitspolitiken der USA 
und Russlands nicht grundsätzlich neu orientieren, bleibt ein Versuch der 
Rückkehr zum AKSE politisch aussichtslos:  
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1. Die USA bestehen auf den Ratifizierungsvorbehalten, also dem vorheri-

gen russischen Truppenabzug aus den umstrittenen Gebieten Georgiens, 
Moldaus und der Ukraine, einschließlich der Krim. Rüstungskontrolle 
und Territorialkonflikte durch die Diskussion über Prinzipien (etwa den 
host nation consent) miteinander zu verknüpfen ist im US-Kongress tief 
verankert. Nur mit seiner Zustimmung kann ein Vertragsbeitritt der 
USA völkerrechtlich wirksam werden.  

2. Die baltischen Staaten befürchten, dass im Falle ihres AKSE-Beitritts 
über territoriale Obergrenzen verhandelt würde, die ihre nationale und 
kollektive Verteidigungsfähigkeit einschränken könnten.  

3. Staaten mit Territorialkonflikten würden ihre traditionelle Ratifikations-
blockade weiter als Hebel nutzen, um nationale Ansprüche durchzuset-
zen. Bisher wurden sie von den USA und einigen osteuropäischen 
NATO-Staaten unterstützt.  

4. Die regionalen AKSE-Begrenzungen sind seit der zweiten Runde der 
NATO-Osterweiterung im Jahr 2004 überholt. Russland lehnt vor allem 
die Flankenregeln und die Margen für vorübergehende Stationierungen 
oberhalb der territorialen Obergrenzen ab.  

 
Angesichts dessen war es realistisch, dass die deutsche Initiative keine Rück-
kehr zum AKSE empfohlen hat. Aber auch die Bemühungen um einen Neu-
beginn werden weiterhin von den bisherigen politischen Vorbehalten belas-
tet.  
So halten die USA eine Erneuerung der konventionellen Rüstungskontrolle 
zurzeit nicht nur für unnötig, sondern auch für unmöglich und sinnlos, so-
lange bestehende Verpflichtungen nicht umgesetzt werden. Im derzeitigen 
Ansatz des Außenministeriums, vor allem über Prinzipien zu diskutieren, 
spiegeln sich die alten politischen Vorbehalte wider. Sollte es an dem Vor-
schlag festhalten, die Erneuerung der konventionellen Rüstungskontrolle an 
einen strukturierten Dialog über die „dritte Dimension“ der OSZE, also an 
eine aussichtslose Wertedebatte, zu knüpfen, provoziert es ein Scheitern der 
Initiative, bevor eine Sachdiskussion zur militärischen Substanz neuer Ver-
einbarungen begonnen werden kann.  
Bei dem Vorschlag der USA, in einem strukturierten Dialog zunächst Bedro-
hungsperzeptionen, Militärdoktrinen und bedrohliche militärische Aktivitäten 
zu analysieren, dürfte es sich eher um taktisches Kalkül handeln. Denn es 
waren doch die offensichtlich vorhandenen Bedrohungsanalysen, die die 
NATO dazu veranlassten, mehr militärische Präsenz in den „Frontstaaten“ zu 
zeigen. Im gleichen Kontext schlugen USA und NATO vor, die militärische 
Transparenz (russischer Truppen) zu erhöhen und das Wiener Dokument zu 
„modernisieren“.  
Ebenso wenig stichhaltig erscheint das Argument, eine Initiative zur Erneue-
rung der konventionellen Rüstungskontrolle sei politisch fragwürdig, da sie 
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eine Rückkehr zur Sicherheitskooperation mit Russland und zum „business 
as usual“ signalisiere. Denn gerade das Wiener Dokument, das die NATO 
modernisieren will, ist die Standardvereinbarung über die Sicherheitskoope-
ration im OSZE-Raum. Es betont auch die Bedeutung der konventionellen 
Rüstungskontrolle für die gemeinsame Sicherheit. 
Wenn den Prinzipien der europäischen Sicherheitsordnung wieder Geltung 
verschafft werden soll, muss die konventionelle Rüstungskontrolle eine zent-
rale Stellung einnehmen. Nur sie verbürgt militärische Beschränkung und 
Stabilität, die Transparenz allein nicht gewährleisten kann. Aus diesem 
Grund haben OSZE und NATO den KSE-Vertrag über zwei Dekaden hinweg 
als „Eckpfeiler“ der europäischen Sicherheit bezeichnet. Auch in ihrem War-
schauer Gipfel-Communiqué bekennt sich die NATO zur konventionellen 
Rüstungskontrolle.  
 
 
Politischer Prozess und Leitprinzipien eines Neubeginns  
 
Ob man die Rückkehr zu den vereinbarten Prinzipien strategischer Zurück-
haltung als „Sicherheitskooperation“ oder als „Konfrontationsmanagement“ 
bezeichnet, ist nebensächlich. Vielmehr stellt sich die Frage, wie realistisch 
es ist, das Wiener Dokument im Konsens zu modernisieren, ohne mit Russ-
land zu kooperieren und die militärische Stabilität mit reziproken Vereinba-
rungen wiederherzustellen.  
Auch wenn es derzeit nicht möglich erscheint, die Sicherheitskooperation im 
NATO-Russland-Rat zu verbessern, gehört es doch zur Identität der OSZE, 
dies zu versuchen. Daher sollte der politische Prozess baldmöglichst unter 
das Dach der OSZE gestellt werden.2 Dafür spricht auch das Interesse neutra-
ler Staaten, die ihre Sicherheit im OSZE-Rahmen wahren wollen.  
Allerdings wäre davon abzuraten, die Initiative der Obhut des Forums für 
Sicherheitskooperation (FSK) oder des Ständigen Rates zu überlassen, denn 
dort droht sie in Routine zu versanden. Aller Erfahrung nach könnte aber eine 
offene informelle Arbeitsgruppe unter Leitung Deutschlands oder des künfti-
gen österreichischen OSZE-Vorsitzes produktive Arbeit leisten.  
Die Vorschläge Deutschlands und der USA, einen strukturierten Dialog ein-
zuleiten, sind kompatibel, auch wenn sie sich noch in ihrer Zielrichtung un-

                                                           
2  Auf dem Ministerratstreffen der OSZE am 8. und 9. Dezember 2016 in Hamburg unter-

strichen die OSZE-Teilnehmersaaten „die Bedeutung der konventionellen Rüstungskon-
trolle und vertrauens- und sicherheitsbildender Maßnahmen (VSBM) für die Förderung 
der umfassenden, kooperativen und unteilbaren Sicherheit im OSZE-Raum“ und ver-
pflichteten sich zur „Aufnahme eines strukturierten Dialogs über die aktuellen und künfti-
gen sicherheitspolitischen Herausforderungen und Risiken im OSZE-Raum, der das Ver-
ständnis für diese Fragen verbessern soll und als solide gemeinsame Basis für den weite-
ren Weg dienen kann“. Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa, Mi-
nisterrat, Hamburg 2016, Von Lissabon bis Hamburg, Erklärung zum 20. Jahrestag des 
Rahmens für Rüstungskontrolle der OSZE, MC.DOC/4/16/Corr.1, 9. Dezember 2016, un-
ter: http://www.osce.org/de/cio/290636. 
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terscheiden. Ein geordneter Dialog über Bedrohungsperzeptionen, Militär-
doktrinen und Streitkräftedispositive ist eine notwendige Voraussetzung für 
die Erörterung des politischen Rahmens und der militärischen Substanz mög-
licher Vereinbarungen zur Erneuerung der konventionellen Rüstungskon-
trolle. Ziel des Dialogs muss es jedoch sein, sich auf ein Mandat für konkrete 
Verhandlungen zu einigen. Ob dies gelingt, wird auch davon abhängen, wie 
sich die neue US-Regierung 2017 positioniert. Frühzeitige Gespräche mit den 
neuen Verantwortungsträgern könnten positive Impulse geben.  
Hinsichtlich des Zeithorizonts für den gesamten Prozess ist allerdings Rea-
lismus angezeigt: Die Verhandlungen über ein KSE-Mandat dauerten zwei 
Jahre, die Vertragsverhandlungen noch einmal 21 Monate. All dem waren 14 
Jahre ergebnisloser Verhandlungen über „beiderseitige und ausgewogene 
Truppenreduzierungen“ (Mutual and Balanced Force Reductions, MBFR) in 
Mitteleuropa vorausgegangen. Vor allem hatte der politische Wille zur Ver-
änderung in beiden Blöcken 1989 eine kritische Masse erreicht. Heute er-
scheint es ungleich schwerer, diese Dynamik in Gang zu setzen.  
Um die politische Akzeptanz von Neuregelungen zu erreichen, wird es nötig 
sein, die Grundsätze der „gleichen Sicherheit der Staaten“ und der „Rezipro-
zität der Regelungen“ zu verankern. Es darf nicht der Eindruck entstehen, die 
Initiative nehme in Kauf, die Verteidigungsfähigkeit von Bündnispartnern 
wie den baltischen Staaten einzuschränken. Vielmehr geht es darum zu ver-
hindern, dass in potenziell konfliktträchtigen Räumen eine destabilisierende 
Konzentration von Truppen entsteht, die für grenzüberschreitende Angriffs-
operationen genutzt werden können. Sinnvoll wäre es, bald Prinzipien und 
Ziele zu formulieren, um Irritationen zu vermeiden und das Momentum der 
Initiative zu wahren.  
Es wird darauf ankommen, Junktims abzuwenden, da sie in der Vergangen-
heit den Prozess blockiert haben, bevor über substanzielle Regelungen ge-
sprochen wurde. Sicher wird es nötig sein, über Prinzipien des Völkerrechts 
und der OSZE zu reden. Sie dürfen nicht kompromittiert werden. Anderer-
seits muss aber auch Klarheit darüber herrschen, dass kein Fortschritt in der 
Substanz möglich sein wird, solange die involvierten Staaten in konkreten 
Konflikten auf der eigenen Position beharren.  
 
 
Territorialkonflikte  
 
Rüstungskontrolle kann Territorialkonflikte nicht lösen. Sie kann aber eine 
Sicherheitsatmosphäre schaffen, in der Verhandlungen über politische Lösun-
gen frei von militärischem Druck stattfinden können und politische Kompro-
misse möglich werden, weil lokale Rückzüge nicht als strategische Verluste 
in einem geopolitischen Nullsummenspiel bewertet werden müssen. 
In subregionalen Territorialkonflikten ist die Anwendung stabilisierender 
Rüstungskontrolle sowie vertrauens- und sicherheitsbildender Maßnahmen 
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besonders dringlich, um die Eskalationsgefahr zu verringern. In der Regel 
wird es aber nicht möglich sein, nichtstaatliche Akteure in zwischenstaatliche 
Vereinbarungen einzubinden, weil damit ihr politischer Status angehoben 
würde. Daher sollten „statusneutrale“ Sondervereinbarungen für Konflikte 
getroffen werden, in denen die OSZE oder neutrale Drittparteien vermitteln.  
 
 
Militärische Substanz neuer Rüstungskontrollvereinbarungen  
 
Konzeptionelle Ansätze für die Erneuerung der konventionellen Rüstungs-
kontrolle werden nur dann überzeugen, wenn sie stabilisierende Antworten 
auf die drängenden Fragen der politischen und militärischen Realität in Euro-
pa finden. Sie sollten geeignet sein, Bedrohungsperzeptionen abzubauen, und 
dazu die militärischen Dispositive und Aktivitäten nachprüfbaren Beschrän-
kungen unterwerfen. Sie könnten einen wirksamen Beitrag zur Stabilität leis-
ten, wenn sie sowohl militärische Fähigkeiten für Überraschungsangriffe ein-
schränken als auch die langfristige Berechenbarkeit militärischer Optionen 
gewährleisten. 
Es liegt daher nahe, Begrenzungen offensivfähiger Waffensysteme in sicher-
heitspolitisch sensiblen Räumen mit krisenfesten Transparenz- und Verifika-
tionsmaßnahmen für ganz Europa zu kombinieren. Zudem müssten die Fä-
higkeiten weitreichender Waffensysteme berücksichtigt werden, die aus fer-
nen Dislozierungsräumen in Konfliktzonen hineinwirken können.  
 
Regionale Obergrenzen 
 
Die rasche oder dauerhafte Konzentration offensivfähiger Kräfte in Grenz-
nähe kann in politischen Spannungszonen besonders destabilisierend wirken. 
Sowohl die NATO – und insbesondere die osteuropäischen Bündnispartner – 
als auch Russland haben Sicherheitsbedenken wegen der Truppenstationie-
rung und militärischer Aktivitäten der jeweiligen Gegenseite in Grenznähe 
geltend gemacht. Auf die gegeneinander gerichteten Bedrohungsperzeptionen 
jeweils mit militärischen Gegenmaßnahmen zu reagieren könnte einen regio-
nalen Rüstungswettlauf in Gang setzen und die Gefahr einer militärischen Es-
kalation erhöhen. Um dies zu verhindern, sollte es im Interesse beider Seiten 
liegen, potenzielle Offensivfähigkeiten der Gegenseite einzuschränken.  
Rüstungskontrollregelungen könnten dieses Interesse absichern. Geographi-
sche Mindestabstände, quantitative Begrenzungen und intrusive Transparenz-
maßnahmen in militärisch sensiblen Regionen wären geeignete Mittel, um 
der Gefahr überraschender grenzüberschreitender Operationen zu begegnen. 
Sie wären aber nur dann militärisch sinnvoll und politisch akzeptabel, wenn 
sie reziproke Beschränkungen in militärisch relevanten Räumen auf beiden 
Seiten internationaler Grenzen einschlössen.  
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Als Ausgangspunkt für solche Überlegungen könnte gerade im Ostsee- und 
Schwarzmeerraum die NATO-Russland-Vereinbarung dienen, keine zusätzli-
chen substanziellen Kampftruppen dauerhaft zu stationieren. Dies gilt aus-
drücklich auch für die westrussischen Grenzgebiete Pskow und Kaliningrad. 
Vorübergehende Überschreitungen, etwa zu Übungszwecken, sollten Min-
destabstände zu internationalen Grenzen wahren, im Umfang begrenzt und 
intrusiven Informations- und Verifikationspflichten unterworfen werden.  
 
Operative Fähigkeiten 
 
Stabilitätsmaßnahmen in den direkten Berührungszonen müssten auch die 
geographischen Disparitäten berücksichtigen. Da Russland in der Lage ist, 
die inneren operativen Verbindungslinien einer zusammenhängenden Land-
masse zur raschen Verschiebung von Landstreitkräften zu nutzen, kann es 
Heereskräfte in ausgewählten grenznahen Subregionen wie im baltischen 
Raum schneller konzentrieren als die NATO, wenn es Lücken an anderer 
Stelle in Kauf nimmt. Andererseits verstärkt die NATO ihre Mobilität und 
Krisenreaktionsfähigkeit und ist europaweit konventionell überlegen. So 
kann sie an der gesamten Peripherie Osteuropas Angriffe mit weitreichenden 
luft- und seegestützten Waffen führen. Die exponierte Lage der Exklave Kali-
ningrad erschwert die russische Kalkulation. Ein kurzfristiger taktischer Vor-
teil in einer begrenzten Subregion wäre gegen die desaströsen strategischen 
Folgen eines global geführten Krieges abzuwägen.  
Jedenfalls wären in einem umfassenden Rüstungskontrollkonzept auch dieje-
nigen operativen Fähigkeiten zu berücksichtigen, die die militärische Einwir-
kung auf potenzielle Konfliktzonen – und darüber hinaus – von außerhalb er-
lauben. So können im Rahmen „vernetzter Operationen“ auch kleinere Ver-
bände kurzfristig weitreichende und präzise wirkende Waffensysteme einset-
zen, die außerhalb der Spannungszonen disloziert sind.  
Die Fähigkeit, in entfernten Räumen Kräfte rasch zu konzentrieren oder mit 
Waffen zu wirken, hängt von der Reichweite der Waffensysteme, der Verle-
gefähigkeit der Verbände und den verfügbaren Transportkapazitäten ab. Sie 
sollten in einem neuen Rüstungskontrollansatz mitbedacht sowie europawei-
ten Transparenz- und Verifikationsregeln unterworfen werden. Auch die ku-
mulierte Wirkung multinationaler Kooperation wird dabei zu betrachten sein. 
 
Neue Waffensysteme 
 
Für offensive Operationen und die Führung des Gefechts der verbundenen 
Waffen sind die im KSE-Vertrag definierten Waffenkategorien noch immer 
von großer militärischer Bedeutung. Darüber hinaus sollten jedoch auch neue 
Waffensysteme wie Kampfdrohnen berücksichtigt werden. Soweit es sich um 
unbemannte Kampfflugzeuge handelt, waren schon die KSE-Definitionen 
technisch geeignet, sie zu erfassen.  
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Die Fähigkeit, vernetzte Operationen zu führen, hängt wesentlich von Auf-
klärungs-, Ortungs- und Kommunikationssatelliten, modernen Sensoren, prä-
zisen Steuerungssystemen und miniaturisierter Computertechnologie ab. Ihre 
stete Modernisierung konkurriert mit der Entwicklung von Stör- und Gegen-
maßnahmen.  
Es wäre aus folgenden Gründen unrealistisch, solche Systeme und Technolo-
gien mit den Mitteln konventioneller Rüstungskontrolle einschränken zu 
wollen. Erstens beruht Verteidigung heute wesentlich auf ihrer Funktionsfä-
higkeit, zweitens wollen führende Industriestaaten Technologievorsprünge 
nicht verspielen, drittens entzieht sich die betreffende Software weitgehend 
verhandelbaren Definitionen und zuverlässiger Verifikation und viertens 
griffe ein zu ambitionierter Ansatz in globale Verhandlungen ein. Letzteres 
gilt insbesondere für Verhandlungsgegenstände, die der strategischen nuklea-
ren Rüstungskontrolle oder der Prävention des Rüstungswettlaufs im Welt-
raum zugeordnet sind.  
Ein realistischer Ansatz zur Erneuerung der konventionellen Rüstungskon-
trolle in Europa sollte sich stattdessen auf die konventionellen Waffensys-
teme konzentrieren, die militärische Wirkung in europäischen Spannungszo-
nen entfalten.  
 
Transparenz und Verifikation 
 
Neue Rüstungskontrollvereinbarungen können nur dann die politische Stabi-
lität erhöhen, wenn die Staaten volles Vertrauen in ihre Überprüfbarkeit ha-
ben. Aussagekräftigen Informationen über militärische Strukturen, Waffen-
bestände, Planungen und Aktivitäten sowie ihrer umfassenden Verifikation 
kommt daher essenzielle Bedeutung zu. Die Verifikationsregeln müssen ro-
bust und flexibel gestaltet werden, um bei dem Verdacht auf ungewöhnliche 
militärische Aktivitäten, bei großen Übungen und in der Krise zuverlässige 
Erkenntnisse über die militärische Lage gewinnen zu können, Frühwarnung 
zu ermöglichen und zur Deeskalation beizutragen.  
 
 
Empfehlungen  
 
1. Um das Momentum der deutschen Initiative zu erhalten, sollte die Bun-

desregierung einen strukturierten Dialog über die Sicherheitslage in Eu-
ropa und mögliche Maßnahmen zur Deeskalation fördern, der in einer 
informellen OSZE-Arbeitsgruppe geführt wird. Sie sollte dabei das Ziel 
verfolgen, ein Mandat für Verhandlungen über die Erneuerung konven-
tioneller Rüstungskontrollvereinbarungen zu erreichen.  

2. Damit der Dialog bald eingeleitet werden kann, sollte frühzeitig die Ab-
stimmung mit dem österreichischen OSZE-Vorsitz 2017, der neuen US-
Regierung, Russland und anderen Schlüsselstaaten gesucht werden. Die 
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Gruppe gleichgesinnter Staaten könnte den Prozess politisch vorantrei-
ben und inhaltlich inspirieren.  

3. Um die Glaubwürdigkeit der Initiative zu erhalten, sollten möglichst 
rasch klare Vorstellungen über das Ziel, die politischen Rahmenbedin-
gungen und die militärische Substanz neuer Vereinbarungen entwickelt 
werden. Damit könnten sich auch die Chancen verbessern, das Wiener 
Dokument im Konsens zu modernisieren.  

4. Angesichts der Eskalationsrisiken unbeabsichtigter gefährlicher Zwi-
schenfälle militärischer Art erscheint es dringlich, die Partner zu frei-
willigen und kurzfristigen vertrauens- und sicherheitsbildenden Maß-
nahmen der regionalen Risikominderung zu bewegen. Diese erfordern 
den politischen Willen der betroffenen Staaten, nicht aber der Zustim-
mung aller OSZE-Staaten zur Modernisierung des Wiener Dokuments. 
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